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Keine Plutoniumtransporte in Flugzeugen 


A. Problem 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung u. a. aufgefordert wer- 
den, den geplanten Lufttransport von Plutonium- Brennelementen 
nicht zuzulassen, weil die Transportbehälter nicht ausreichend 
gegen Flugzeugabsturz gesichert seien. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auf- 
fassung, die international vereinbarten Sicherheitsbestimmungen 
für den Lufttransport von Plutonium gewährleisteten einen hin- 
reichenden Schutz. Zudem bestehe in der nächsten Zeit nicht die 
Absicht, derartige Transporte durchzuführen. 

Mehrheitsentscheidung 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 



Drucksache 13/7468 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag auf Drucksache 13/3670 abzulehnen. 


Bonn, den 26. Februar 1997 

Der Ausschuß für Umweltr Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hans-Peter Schmitz (Baesweiler) Kurt-Dieter Grill 

Vorsitzender Berichterstatter 

Michaele Hustedt 

Berichterstatterin 


Wolfgang Behrendt 

Berichterstatter 

Dr. Rainer Ortleb 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkSdChG 13/7468 


Bericht der Abgeordneten Kurt-Dieter Grill, Wolfgang Behrendt, Michaele Hustedt 
und Dr. Rainer Ortleb 


i. 

Der Antrag auf Drucksache 13/3670 wurde in der 
125. Sitzung des Deutschen Bundestages am 27. Sep- 
tember 1996 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit sowie zur Mitberatung an den Auswärti- 
gen Ausschuß, den Verteidigungsausschuß, den Aus- 
schuß für Gesundheit, den Ausschuß für Verkehr und 
den Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß, der Ausschuß für Ver- 
kehr und der Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union haben jeweils mehrheitlich 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung des Mit- 
glieds Norbert Gansei aus der Fraktion der SPD und 
bei Abwesenheit der Gruppe der PDS empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat dem Antrag unter 
Einschluß des von Seiten der Fraktion der SPD ein- 
gebrachten Zusatzes 

„Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes- 
regierung auf, zu erklären, weshalb die deutsche 
Delegation bei der lAEO sich nicht für den der- 
zeit höchsten Sicherheits Standard (geltendes US- 
Recht) einsetzt, sondern im Gegenteil eine De- 
facto-Abschwächung der geplanten neuen Norm 
für den Lufttransport von Plutonium-Brennstäben 
befürwortet hat " 

mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und dem Mitglied der 
Gruppe der PDS gegen die Stimmen der Mitghe- 
der der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zuge- 
stimmt. 


11 . 

In dem Antrag wird festgestellt, die Bundesregie- 
rung setze sich bei der Entwicklung von Anforde- 
rungen an Transportbehälter für den Lufttransport 
von Plutonium für schwächere Sicherheitsnormen 
ein als ursprünglich von der Internationalen Atom- 
energie-Organisation (lAEO) vorgesehen. Transpor- 
te mit derartigen Behältern gefährdeten die Sicher- 
heit der Bevölkerung. Die Bundesregierung soll da- 
her u. a. aufgefordert werden, den geplanten Luft- 
transport von Plutonium-Brennelementen nicht zu- 
zulassen und sich im Rahmen der Erarbeitung von 
lAEO- Normen für den Lufttransport von Plutonium 


für die Übernahme der strengen US -Sicherheitsnor- 
men einzusetzen. 

III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag auf Drucksache 13/3670 in 
seiner 51. Sitzung am 12. März 1997 beraten. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde festgestellt, der Antrag gehe auf eine Initiative 
der vier der eigenen Partei zugehörigen Landesum- 
weltminister zurück. Man sei gemeinsam der Auffas- 
sung, daß ein Transport von radioaktiven Abfällen 
mit Flugzeugen abzulehnen sei. In den USA habe 
man dies mit der Begründung verboten, daß es keine 
Behälter gebe, die einen Aufprall mit einer Ge- 
schwindigkeit von 464 km/h aushielten. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde ausgeführt, 
angesichts der Probleme im Zusammenhang mit dem 
Transport radioaktiver Abfälle gerade in der jüngsten 
Vergangenheit sei nicht auszuschließen, daß in Zu- 
kunft Plutoniumtransporte auch auf dem Luftwege 
erfolgten. Die Bundesregierung habe sich offensicht- 
lich der bei lAEO für schwächere Sicherheitsnormen 
bei entsprechenden Transporten eingesetzt, als dies 
ursprünglich vorgesehen sei. Im Interesse der Bevöl- 
kerung könne man keinen minderen Sicherheitsstan- 
dard als in den USA akzeptieren. Von daher stimme 
man dem Antrag zu. 

Vom Vertreter der Bundesregierung wurde darge- 
legt, man habe nicht die Absicht, derartige Transpor- 
te in nächster Zeit vorzunehmen, es gebe aber auch 
keinen Anlaß, sie generell zu untersagen. Gestützt 
auf ein Expertenvotum habe die lAEO 1996 Sicher- 
heitsbestimmungen erlassen, die dabei einzuhalten 
seien. Sie enthielten u. a. folgende Prüfkriterien: Auf- 
prall mit einer Geschwindigkeit von 324 km/h auf ein 
unnachgiebiges Fundament und allseitige gleichmä- 
ßige Feuereinwirkung mit 800° C über eine Stunde. 
Wenn unter Anwendung dieser Sicherheitsbestim- 
mungen Plutonium transportiert werde, gebe es kei- 
nen Anlaß, eine Gefährdung für die Bevölkerung an- 
zunehmen. Im übrigen sei auf die Antwort der Bun- 
desregierung auf Drucksache 13/2776 vom Oktober 
1995 zu verweisen, in der hierzu weitere Einzelheiten 
aufgeführt würden. 

Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
wurde ausgeführt, die Normen der lAEO sorgten 
dafür, daß international die gleichen Sicherheitsvor- 
schriften für derartige Transporte gültig seien. Dies 
unterstütze man. Es gehe hier nicht darum, Lufttrans- 
porte von Castor- Behältern in Deutschland zu ermög- 
lichen. Insofern lehne man den Antrag ab. 
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Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Bonn, den 17. April 1997 

Kurt-Dieter Grill 

Berichterstatter 


Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
imd der Gruppe der PDS, dem Deutschen Bundestag 
zu empfehlen, den Antrag auf Drucksache 13/3670 
abzulehnen. 


Wolfgang Behrendt Michaele Hustedt 

Berichterstatter Berichterstatterin 


Dr. Rainer Ortleb 

Berichterstatter 
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